
Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 

Drucksache 7/ 99 
05.02.73 

Sachgebiet 611  

Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 18. März 1971 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Island 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen 

A. Zielsetzung 

Die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Island sollen durch Regelungen 
zur Vermeidung von Doppelbesteuerungen auf dem Gebiete der 
Steuern vom Einkommen und Vermögen gefördert werden. 

B. Lösung 

Das Abkommen vom 18. März 1971 trifft die erforderlichen 
Regelungen; es ist ratifizierungsbedürftig (Artikel 59 Abs. 2 des 
Grundgesetzes). Mit dem vorliegenden Vertragsgesetz soll das 
Abkommen die für die Ratifikation erforderliche Zustimmung 
der gesetzgebenden Körperschaften erlangen. 

C. Alternativen 

Alternativvorschläge liegen nicht vor. 

D. Kosten 

Keine wesentlichen Auswirkungen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

I/4 (IV/4) — 521 05 — Do 9/73 
Bonn, den 5. Februar 1973 

An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 18. März 1971 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Island zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen mit Begründung. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbei-
zuführen. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern der Finanzen und 
des Auswärtigen gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 389. Sitzung am 2. Februar 1973 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz-
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 18. März 1971 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Island 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 18. März 1971 unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Republik Island zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen sowie dem 
Protokoll zu diesem Abkommen wird zugestimmt. 
Das Abkommen und das Protokoll werden nach-
stehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Soweit das Abkommen auf Grund seines Arti-
kels 29 Abs. 2 für die Zeit vor seinem Inkrafttreten 
anzuwenden ist, steht dieser Anwendung die Un-
anfechtbarkeit bereits vor dem Inkrafttreten ergan-
gener Steuerfestsetzungen nicht entgegen. 

(2) Soweit sich auf Grund des Absatzes 1 dieses 
Artikels oder auf Grund des Artikels 29 Abs. 2 des 

Begründung 

Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der für die 
Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften in 
der Form eines Bundesgesetzes, da es sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 
Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, weil das Auf-
kommen aus den vom Abkommen betroffenen Steu-
ern gemäß Artikel 106 des Grundgesetzes ganz oder 
zum Teil den Ländern oder den Gemeinden zufließt. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen ist nach seinem Artikel 29 Abs. 2 
erstmals auf Steuern anzuwenden, die für das 
Kalenderjahr 1968 erhoben werden. Um die betrof-
fenen Steuerpflichtigen uneingeschränkt in den Ge-
nuß der rückwirkenden Abkommensanwendung zu 
bringen, sieht Absatz 1 des Artikels vor, daß bereits 
unanfechtbare Steuerfestsetzungen geändert werden 
können. 
Soweit sich durch die rückwirkende Anwendung 
des Abkommens in besonders gelagerten Einzel-
fällen eine höhere Gesamtbelastung an deutscher 
und isländischer Steuer ergeben sollte als nach dem 
bisherigen Rechtszustand, schließt Absatz 2 des Ar-
tikels — ungeachtet bislang schon geübter Verwal-
tungsmaßnahmen — für die Zeit vor dem Jahr 
des Inkrafttretens des Abkommens eine rückwir-
kende Verschlechterung für die Steuerpflichtigen 

Abkommens für die Zeit bis zum Beginn des Jahres, 
in dem das Abkommen in Kraft tritt, bei der jewei-
ligen Steuerart unter Berücksichtigung der jeweili-
gen isländischen und deutschen Besteuerung ins-
gesamt eine höhere Belastung ergibt, als sie nach 
den Rechtsvorschriften vor Inkrafttreten des Abkom-
mens bestand, wird der Steuermehrbetrag nicht 
erhoben. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest-
stellt. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 29 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundes-
gesetzblatt bekanntzugeben. 

kraft Gesetzes aus. Die Regelung besagt, daß in 
solchen Fällen eine etwaige deutsche Mehrsteuer 
nur erhoben wird, soweit ihr eine Entlastung an 
isländischen Steuern gegenübersteht. 

Zu Artikel 3 
Das Abkommen und das Protokoll hierzu sollen auch 
auf das Land Berlin Anwendung finden; das Gesetz 
enthält daher die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 
Absatz 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 
Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Ab-
kommen nach seinem Artikel 29 Abs. 2 in Kraft 
tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 
Durch das Abkommen verzichtet die Bundesrepublik 
zur Beseitigung der Doppelbesteuerung in gewis-
sem Umfang auf Steuern, die dem Bund, den Län-
dern oder den Gemeinden zufließen. Andererseits 
brauchen gewisse, zur Vermeidung der Doppelbe-
steuerung bisher eingeräumte Ermäßigungen an 
deutschen Steuern nicht mehr oder nicht mehr in 
bisheriger Höhe gewährt werden, weil die Doppel-
besteuerung nach dem Abkommen schon durch 
Steuerverzichte Islands beseitigt oder gemildert 
wird. Das sich daraus ergebende Mehr- oder Min-
deraufkommen wird haushaltswirtschaftlich nicht 
ins Gewicht fallen. 
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Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Island 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

und 

DIE REPUBLIK ISLAND 

VON DEM WUNSCHE GELEITET, ein Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen abzu-
schließen, 

HABEN zu diesem Zwecke zu ihren Bevollmächtigten 
ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland: 

den Staatssekretär des Auswärtigen Amts, 

Herrn Dr. Paul  Frank, 

 den Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen, 

Herrn Dr. Hans Georg  Emde 

 Der Präsident der Republik Island: 

Seine Exzellenz 

Herrn Botschafter Arni  Tryggvason 

Diese haben nach Mitteilung ihrer in guter und ge-
höriger Form befundenen Vollmachten folgendes ver-
einbart: 

Artikel 1 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Ver-
tragstaat oder in beiden Vertragstaaten ansässig sind. 

Artikel 2 

(I) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art 
der Erhebung, für Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen, die für Rechnung eines der beiden Vertrag-
staaten, eines seiner Länder oder ihrer Gebietskörper-
schaften erhoben werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
gelten alle Steuern, die vom Gesamteinkommen, vom 
Gesamtvermögen oder von Teilen des Einkommens oder 
des Vermögens erhoben werden, einschließlich der 
Steuern vom Gewinn aus der Veräußerung beweglichen 
oder unbeweglichen Vermögens sowie der Steuern vom 
Vermögenszuwachs. 

(3) Zu den zur Zeit bestehenden Steuern, für die das 
Abkommen gilt, gehören insbesondere 

a) in der Bundesrepublik Deutschland: 

die Einkommensteuer, 
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die Körperschaftsteuer, 

die Vermögensteuer und 
die Gewerbesteuer, 

einschließlich der Steuern, die zusätzlich zu diesen 
Steuern erhoben und nach ihnen bemessen werden 
(im folgenden als „deutsche Steuer" bezeichnet) ; 

b) in Island: 

die staatliche Einkommensteuer, 
die staatliche Vermögensteuer, 

die Gemeindeeinkommensteuer urd 
die Gemeindevermögensteuer, 

einschließlich der Steuern, die zusätzlich zu diesen 
Steuern erhoben und nach ihnen bemessen werden 
(im folgenden als „isländische Steuer" bezeichnet). 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher 
oder ähnlicher Art, die künftig neben den zur Zeit be-
stehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben werden. 

(5) Die Bestimmungen dieses Abkommens über die Be -
steuerung des Einkommens oder des Vermögens gelten 
entsprechend für die nicht nach dem Einkommen oder 
dem Vermögen berechnete deutsche Gewerbesteuer. 

Artikel 3 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammen-
hang nichts anderes erfordert: 

a) bedeutet der Ausdruck „Bundesrepublik Deutschland", 
im geographischen Sinne verwendet, den Geltungs-
bereich des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland sowie das an die Hoheitsgewässer der 
Bundesrepublik Deutschland angrenzende und steuer-
rechtlich als Inland bezeichnete Gebiet, in dem die 
Bundesrepublik Deutschland in Übereinstimmung mit 
dem Völkerrecht ihre Rechte hinsichtlich des Meeres-
grundes und des Meeresuntergrundes sowie ihrer 
Naturschätze ausüben darf; 

h) bedeutet der Ausdruck „Island", im geographischen 
Sinne verwendet, das Hoheitsgebi der Republik Is-
land sowie das an die Hoheitsgewässer Islands an-
grenzende und steuerrechtlich als Inland bezeichnete 
Gebiet, in dem Island in Übereinstimmung mit dem 
Völkerrecht seine Rechte hinsichtlich des Meeres-
grundes und des Meeresuntergrundes sowie ihrer 
Naturschätze ausüben darf; 

c) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragstaat" und „der 
andere Vertragstaat", je nach dem Zusammenhang, 
die Bundesrepublik Deutschland oder Island; 

d) umfaßt der Ausdruck „Person" natürliche Personen, 
Gesellschaften und alle anderen Rechtsträger, die als 
solche besteuert werden; er umfaßt auch Personen-
gesellschaften; 

e) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft" juristische Per-
sonen oder Rechtsträger, die für die Besteuerung wie 
juristische Personen behandelt werden; 

f) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Ver-
tragstaates" und „Unternehmen des anderen Vertrag-
staates", je nach dem Zusammenhang, ein Unter-
nehmen, das von einer in der Bundesrepublik Deutsch-
land ansässigen Person betrieben wird, oder ein 
Unternehmen, das von einer in Island ansässigen Per 
son betrieben wird; 

g) bedeuten die Ausdrücke „in einem Vertragstaat an-
sässige Person" und „in dem anderen Vertragstaat 
ansässige Person", je nach dem Zusammenhang, eine 
Person, die in der Bundesrepublik Deutschland an-
sässig ist, oder eine Person, die in Island ansässig ist; 

h) bedeutet der Ausdruck „Steuer", je nach dem Zusam-
menhang, die deutsche Steuer oder die isländische 
Steuer; 
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i) bedeutet der Ausdruck „Staatsangehöriger" 

aa) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 
alle Deutschen im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 
des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutsch-
land sowie alle juristischen Personen, Personen-
gesellschaften und andere Personenvereinigungen, 
die nach dem in der Bundesrepublik Deutschland 
geltenden Recht errichtet worden sind; 

bb) in bezug auf Island: 
alle natürlichen Personen, die die isländische 
Staatsangehörigkeit besitzen, sowie alle juristi-
schen Personen, Personengesellschaften und an-
deren Personenvereinigungen, die nach dem in 
Island geltenden Recht errichtet worden sind; 

j) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde" auf 
seiten der Bundesrepublik Deutschland den Bundes-
minister der Finanzen und auf seiten Islands den 
Finanzminister oder seinen bevollmächtigten Ver-
treter. 

(2) Bei Anwendung des Abkommens durch einen Ver-
tragstaat hat, wenn der Zusammenhang nichts anderes 
erfordert, jeder nicht anders definierte Ausdruck die Be-
deutung, die ihm nach dem Recht dieses Staates über 
die Steuern zukommt, welche Gegenstand des Abkom-
mens sind. 

Artikel 4 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„eine in einem Vertragstaat ansässige Person" eine Per-
son, die nicht unter Absatz 4 fällt und die nach dem 
Recht dieses Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, 
ihres ständigen Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäfts-
leitung oder eines anderen ähnlichen Merkmals steuer-
pflichtig ist. 

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden 
Vertragstaaten ansässig, so gilt folgendes: 

a) Die Person gilt als in dem Vertragstaat ansässig, in 
dem sie über eine ständige Wohnstätte verfügt. Ver-
fügt sie in beiden Vertragstaaten über eine ständige 
Wohnstätte, so gilt sie als in dem Vertragstaat an-
sässig, zu dem sie die engeren persönlichen und wirt-
schaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der Lebens-
interessen). 

b) Kann nicht bestimmt werden, in welchem Vertragstaat 
die Person den Mittelpunkt der Lebensinteressen hat, 
oder verfügt sie in keinem der Vertragstaaten über 
eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als in dem Ver-
tragstaat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. 

c) Hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in 
beiden Vertragstaaten oder in keinem der Vertrag-
staaten, so gilt sie als in dem Vertragstaat ansässig, 
dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt. 

d) Besitzt die Person die Staatsangehörigkeit beider Ver-
tragstaaten oder keines Vertragstaates, so regeln die 
zuständigen Behörden der Vertragstaaten die Frage 
in gegenseitigem Einvernehmen. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche 
Person in beiden Vertragstaaten ansässig, so gilt sie als 
in dem Vertragstaat ansässig, in dem sich der Ort ihrer 
tatsächlichen Geschäftsleitung be findet. 

(4) Eine Personengesellschaft gilt als in dem Vertrag-
staat ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen 
Geschäftsleitung befindet. Die Artikel 5 bis 22 finden 
jedoch nur auf das Einkommen oder Vermögen einer 
Personengesellschaft Anwendung, das in dem Vertrag-
staat, in dem sie als ansässig gilt, der Besteuerung 
unterliegt. 
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Artikel 5 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Aus-
druck „Betriebstätte" eine feste Geschäftseinrichtung, in 
der die Tätigkeit des Unternehmens ganz oder teilweise 
ausgeübt wird. 

(2) Der Ausdruck „Betriebstätte" umfaßt insbesondere: 

a) einen Ort der Leitung, 

b) eine Zweigniederlassung, 

c) eine Geschäftsstelle, 

d) eine Fabrikationsstätte, 

e) eine Werkstätte, 

f) ein Bergwerk, einen Steinbruch oder eine andere 
Stätte der Ausbeutung von Bodenschätzen, 

g) eine Bauausführung oder Montage, deren Dauer zwölf 
Monate überschreitet. 

(3) Als Betriebstätten gelten nicht: 

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Aus-
stellung oder Auslieferung von Gütern oder Waren 
des Unternehmens benutzt werden; 

b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, 
die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Aus-
lieferung unterhalten werden; 

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, 
die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten werden, 
durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder ver-
arbeitet zu werden; 

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu 
dem Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen 
Güter oder Waren einzukaufen oder Informationen 
zu beschaffen; 

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu 
dem zweck unterhalten wird, für das Unternehmen zu 
werben, Informationen zu erteilen, wissenschaftliche 
Forschung zu betreiben oder ähnliche Tätigkeiten aus-
zuüben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfs-
tätigkeit darstellen. 

(4) Ist eine Person — mit Ausnahme eines unabhän-
gigen Vertreters im Sinne des Absatzes 5 — in einem 
Vertragstaat für ein Unternehmen des anderen Vertrag-
staates tätig, so gilt eine in dem erstgenannten Staat 
gelegene Betriebstätte als gegeben, wenn die Person 
eine Vollmacht besitzt, im Namen des Unternehmens Ver-
träge abzuschließen, und die Vollmacht in diesem Staat 
gewöhnlich ausübt, es sei denn, daß sich ihre Tätigkeit 
auf den Einkauf von Gütern oder Waren für das Unter-
nehmen beschränkt. 

(5) Ein Unternehmen eines Vertragstaates wird nicht 
schon deshalb so behandelt, als habe es eine Betrieb-
stätte in dem anderen Vertragstaat, weil es dort seine 
Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder einen 
anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese 
Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit 
handeln. 

(6) Allein dadurch, daß eine in einem Vertragstaat 
ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft beherrscht oder 
von einer Gesellschaft beherrscht wird, die in dem an-
deren Vertragstaat ansässig ist oder dort (entweder durch 
eine Betriebstätte oder in anderer Weise) ihre Tätigkeit 
ausübt, wird eine der beiden Gesellschaften nicht zur Be-
triebstätte oder anderen. 

Artikel 6 

(1) Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen können 
in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem dieses Ver-
mögen liegt. 

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen" be-
stimmt sich nach dem Recht des Vertragstaates, in dem 
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das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfaßt in jedem Fall 
das Zubehör zum unbeweglichen Vermögen, das lebende 
und tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, 
die Rechte, auf die die Vorschriften des Privatrechts über 
Grundstücke Anwendung finden, die Nutzungsrechte an 
unbeweglichem Vermögen sowie die Rechte auf verän-
derliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung oder 
das Recht auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quel-
len und anderen Bodenschätzen; Schiffe und Luftfahr-
zeuge gelten nicht als unbewegliches Vermögen. 

(3)Absatz 1 gilt für die Einkünfte aus der unmittel-
baren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung sowie 
jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Ver-
mögens. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus 
unbeweglichem Vermögen eines Unternehmens und für 
Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der Aus-
übung eines freien Berufes dient. 

Artikel 7 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragstaates 
können nur in diesem Staat besteuert werden, es sei 
denn, daß das Unternehmen seine Tätigkeit im anderen 
Vertragstaat durch eine dort gelegene Betriebstätte aus-
übt. Übt das Unternehmen seine Tätigkeit in dieser 
Weise aus, so können die Gewinne des Unternehmens in 
dem anderen Staat besteuert werden, jedoch nur inso-
weit, als sie dieser Betriebstätte zugerechnet werden 
können. 

 
(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragstaates seine 

Tätigkeit in dem anderen Vertragstaat durch eine dort 
gelegene Betriebstätte aus, so sind in jedem Vertrag-
staat dieser Betriebstätte die Gewinne zuzurechnen, die 
sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder 
ähnliche Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedin-
gungen als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte 
und im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betrieb-
stätte sie ist, völlig unabhängig gewesen wäre. 

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte 
werden die für diese Betriebstätte entstandenen Aufwen-
dungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und allge-
meinen Verwaltungskosten, zum Abzug zugelassen, 
gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte 
liegt, oder anderswo entstanden sind. 

(4) Soweit es in einem Vertragstaat üblich ist, die 
einer Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne durch Auf-
teilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine 
einzelnen Teile zu ermitteln, schließt Absatz 2 nicht aus, 
daß dieser Vertragstaat die zu besteuernden Gewinne 
nach der üblichen Aufteilung ermittelt; die Art der an-
gewendeten Gewinnaufteilung muß jedoch so sein, daß 
das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses Artikels über-
einstimmt. 

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder 
Waren für das Unternehmen wird einer Betriebstätte 
kein Gewinn zugerechnet. 

(6) Bei Anwendung der vorstehenden Absätze sind die 
der Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne jedes Jahr 
auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, daß aus-
reichende Gründe dafür bestehen, anders zu verfahren. 

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in an-
deren Artikeln dieses Abkommens behandelt werden, so 
werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Be-
stimmungen dieses Artikels nicht berührt. 



Drucksache 7/99 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 

Artikel 8 

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder 
Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr können nur 
in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem sich der 
Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens 
befindet. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Beteiligungen eines 
Unternehmens, das Seeschiffe oder Luftfahrzeuge im 
internationalen Verkehr betreibt, an einem Pool, einer 
Betriebsgemeinschaft oder einem anderen internationalen 
Betriebszusammenschluß gleich welcher Art. 

(3) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäfts-
leitung eines Unternehmens der Seeschiffahrt an Bord 
eines Schiffes, so gilt er als in dem Vertragstaat gelegen, 
in dem der Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn 
kein Heimathafen vorhanden ist, in dem Vertragstaat, in 
dem die Person, die das Schiff betreibt, ansässig ist. 

Artikel 9 

Wen n 

a) ein Unternehmen eines Vertragstaates unmittelbar 
oder mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle 
oder am Kapital eines Unternehmens des anderen 
Vertragstaates beteiligt ist, oder 

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der 
Geschäftsleitung, der Kontrolle oder am Kapital eines 
Unternehmens eines Vertragstaates und eines Unter-
nehmens des anderen Vertragstaates beteiligt sind, 

und in diesen Fällen zwischen den beiden Unternehmen 
hinsichtlich ihrer kaufmännischen oder finanziellen Be-
ziehungen Bedingungen vereinbart oder auferlegt wer-
den, die von denen abweichen, die unabhängige Unter-
nehmen miteinander vereinbarten würden, so dürfen die 
Gewinne, die eines der Unternehmen ohne diese Bedin-
gungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber 
nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses Unternehmens zu-
gerechnet und entsprechend besteuert werden. 

Artikel 10 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragstaat ansäs-
sige Gesellschaft an eine in dem anderen Vertragstaat 
ansässige Person zahlt, können in dem anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Diese Dividenden können jedoch in dem Vertrag-
staat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft 
ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert 
werden; die Steuer darf aber nicht übersteigen: 

a) 5 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden, 
wenn der Empfänger eine Gesellschaft (ausgenommen 
eine Personengesellschaft) ist, die unmittelbar über 
mindestens 25 vom Hundert des Kapitals der die 
Di videnden zahlenden Gesellschaft verfügt; 

b) 15 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden 
in allen anderen Fällen. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 kann bei Dividenden, 
die eine in der Bundesrepublik Deutschland ansässige 
Gesellschaft an eine in Island ansässige Gesellschaft 
zahlt, der mindestens 25 vom Hundert des Kapital der 
deutschen Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar ge-
hören, die deutsche Steuer nach einem Satz von höch-
stens 27,5 vom Hundert des Bruttobetrages der Divi-
denden erhoben werden, wenn der Satz der deutschen 
Körperschaftsteuer für ausgeschüttete Gewinne niedriger 
ist als der Satz für nichtausgeschüttete Gewinne und der 
Unterschied zwischen diesen beiden Sätzen mindestens 
15 Punkte beträgt. 

(4) Ungeachtet des Absatzes 2 kann bei Dividenden, 
die eine in Island ansässige Gesellschaft an eine in der 
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Bundesrepublik Deutschland ansässige Gesellschaft zahlt, 
der mindestens 25 vom Hundert des Kapitals der islän-
dischen Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar gehören, 
die isländische Steuer nach einem Satz von höchstens 
36 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden er-
hoben werden, soweit diese Dividenden vom Einkommen 
der isländischen Gesellschaft für die Zwecke der islän-
dischen Besteuerung dieser Gesellschaft abgesetzt wor-
den sind. 

(5) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Divi-
denden" bedeutet Einkünfte aus Aktien, Kuxen, Gründer-
anteilen oder anderen Rechten — ausgenommen For-
derungen — mit Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen 
Gesellschaftsanteilen stammende Einkünfte, die nach dem 
Steuerrecht des Staates, in dem die ausschüttende Gesell-
schaft ansässig ist, den Einkünften aus Aktien gleichge-
stellt sind, und Einkünfte eines stillen Gesellschafters aus 
seiner Beteiligung als stiller Gesellschafter sowie Aus-
schüttungen auf Anteilscheine von Kapitalanlagegesell-
schaften. 

(6) Die Absätze 1 bis 4 sind nicht anzuwenden, wenn 
der in einem Vertragstaat ansässige Empfänger der 
Dividenden in dem anderen Vertragstaat, in dem die die 
Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig ist, eine Be-
triebstätte hat und die Beteiligung, für die die Dividenden 
gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte ge-
hört. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

(7) Bezieht eine in einem Vertragstaat ansässige Ge-
sellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem anderen Ver-
tragstaat, so darf dieser andere Staat weder die Divi-
denden besteuern, die die Gesellschaft an nicht in diesem 
anderen Staat ansässige Personen zahlt, noch Gewinne 
der Gesellschaft einer Steuer für nichtausgeschüttete Ge-
winne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden 
oder die nichtausgeschütteten Gewinne ganz oder teil-
weise aus in dem anderen Staat erzielter Gewinnen oder 
Einkünften bestehen. 

Artikel 11 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragstaat stammen und 
an eine in dem anderen Vertragstaat ansässige Person 
gezahlt werden, können nur in dem anderen Staat be-
steuert werden. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Zin-
sen" bedeutet Einkünfte aus öffentlichen Anleihen, aus 
Schuldverschreibungen, auch wenn sie durch Pfandrechte 
gesichert oder mit einer Gewinnbeteiligung ausgestattet 
sind, und aus Forderungen jeder Art sowie alle anderen 
Einkünfte, die nach dem Steuerrecht des Staates, aus dem 
sie stammen, den Einkünften aus Darlehen gleichgestellt 
sind. 

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem 
Vertragstaat ansässige Empfänger der Zinsen in dem an-
deren Vertragstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine 
Betriebstätte hat und die Forderung, für die die Zinsen 
gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte ge-
hört. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

(4) Zinsen gelten als aus einem Vertragstaat stammend, 
wenn der Schuldner dieser Staat selbst, eines seiner Län-
der, eine ihrer Gebietskörperschaften oder eine in diesem 
Staat ansässige Person  ist. Hat aber der Schuldner der 
Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem Vertrag-
staat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragstaat eine 
Betriebstätte und ist die Schuld, für die die Zinsen ge-
zahlt werden, für Zwecke der Betriebstätte eingegangen 
und trägt die Betriebstätte die Zinsen, so gelten die Zin-
sen als aus dem Vertragstaat stammend, in dem die Be-
triebstätte liegt. 

(5) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger oder 
zwischen jedem von ihnen und einem Dritten besondere 
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Beziehungen und übersteigen deshalb die gezahlten Zin-
sen, gemessen an der zugrunde liegenden Forderung, den 
Betrag, den Schuldner und Gläubiger ohne diese Be-
ziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur 
auf diesen letzten Betrag angewendet. In diesem Fall 
kann der übersteigende Betrag nach dem Recht jedes 
Vertragstaates und unter Berücksichtigung der anderen 
Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Artikel 12 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragstaat stam-
men und an eine in dem anderen Vertragstaat ansässige 
Person gezahlt werden, können nur in dem anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Li-
zenzgebühren" bedeutet Vergütungen jeder Art, die für 
die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von Ur-
heberrechten an literarischen, künstlerischen oder wissen-
schaftlichen Werken, einschließlich kinematographischer 
Filme, von Patenten, Warenzeichen, Mustern oder Mo-
dellen, Plänen, geheimen Formeln oder Verfahren oder 
für die Benutzung oder das Recht auf Benutzung gewerb-
licher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Ausrüstun-
gen oder für die Mitteilung gewerblicher, kaufmännischer 
oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden. 

Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem 
Vertragstaat ansässige Empfänger der Lizenzgebühren in 
dem anderen Vertragstaat, aus denn die Lizenzgebühren 
stammen, eine Betriebstätte hat und die Rechte oder 
Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt 
werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehören. In 
diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

(4) Lizenzgebühren gelten als aus einem Vertragstaat 
stammend, wenn der Schuldner dieser Vertragstaat selbst, 
eines seiner Länder, eine ihrer Gebietskörperschaften 
oder eine in diesem Vertragstaat ansässige Person ist. 
Hat aber der Schuldner der Lizenzgebühren, ohne Rück-
sicht darauf, ob er in einem Vertragstaat ansässig ist 
oder nicht, in einem Vertragstaat eine Betriebstätte und 
ist die Verpflichtung zur Zahlung der Lizenzgebühren für 
Zwecke der Betriebstätte eingegangen und trägt die 
Betriebstätte die Lizenzgebühren, so gelten die Lizenz-
gebühren als aus dem Vertragstaat stammend, in dem 
die Betriebstätte liegt. 

(5) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger oder 
zwischen jedem von ihnen und einem Dritten besondere 
Beziehungen und übersteigen deshalb die gezahlten 
Lizenzgebühren, gemessen an der zugrunde liegenden 
Leistung, den Betrag, den Schuldner und Gläubiger ohne 
diese Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser 
Artikel nur auf diesen letzten Betrag angewendet. In 
diesem Fall kann der übersteigende Betrag nach dem 
Recht jedes Vertragstaates und unter Berücksichtigung 
der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert 
werden. 

Artikel 13 

(1) Gewinne aus der Veräußerung unbeweglichen Ver-
mögens im Sinne des Artikels 6 Absatz 2 können in dem 
Vertragstaat besteuert werden, in dem dieses Vermögen 
liegt. 

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Ver-
mögens, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte dar-
stellt, die ein Unternehmen eines Vertragstaates in dem 
anderen Vertragstaat hat, oder das zu einer festen Ein-
richtung gehört, über die eine in einem Vertragstaat 
ansässige Person für die Ausübung eines freien Berufes 
in dem anderen Vertragstaat verfügt, einschließlich der-
artiger Gewinne, die bei der Veräußerung einer solchen 
Betriebstätte (allein oder zusammen mit dem übrigen  
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Unternehmen) oder einer solchen festen Einrichtung er-
zielt werden, können in dem anderen Staat besteuert 
werden. Jedoch können Gewinne aus der Veräußerung 
des in Artikel 22 Absatz 3 genannten beweglichen Ver-
mögens nur in dem Vertragstaat besteuert werden, in 
dem dieses bewegliche Vermögen nach dem angeführten 
Artikel besteuert werden kann. 

(3) Gewinne aus der Veräußerung des in den Ab-
sätzen 1 und 2 nicht genannten Vermögens können nur 
in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem der  Ver-
äußerer ansässig ist. 

Artikel 14 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragstaat ansässige 
Person aus einem freien Beruf oder aus sonstiger selb-
ständiger Tätigkeit ähnlicher Art bezieht, können nur in 
diesem Staat besteuert werden, es sei denn, daß die 
Person für die Ausübung ihrer Tätigkeit in dem anderen 
Vertragstaat regelmäßig über eine feste Einrichtung ver-
fügt. Verfügt sie über eine solche feste Einrichtung, so 
können die Einkünfte in dem anderen Staat besteuert 
werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Ein-
richtung zugerechnet werden können. 

(2) Der Ausdruck „freier Beruf" umfaßt insbesondere 
die selbständig ausgeübte wissenschaftliche, literarische, 
künstlerische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit 
sowie die selbständige Tätigkeit der Ärzte, Rechtsan-
wälte, Ingenieure, Architekten, Zahnärzte und Bücher-
revisoren. 

Artikel 15 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18 und 19 können 
Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, die eine in 
einem Vertragstaat ansässige Person für unselbständige 
Arbeit bezieht, nur in diesem Staat besteuert werden, 
es sei denn, daß die Arbeit in dem anderen Vertrag-
staat ausgeübt wird. Wird die Arbeit dort ausgeübt, so 
können die dafür bezogenen Vergütungen in dem anderen 
Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 können Vergütungen, 
die eine in einem Vertragstaat ansässige Person für eine 
in dem anderen Vertragstaat ausgeübte unselbständige 
Arbeit bezieht, nur in dem erstgenannten Staat besteuert 
werden, wenn 

a) der Empfänger sich in dem anderen Staat insgesamt 
nicht länger als 183 Tage während des betreffenden 
Kalenderjahres aufhält, 

b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für 
einen Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht in dem 
anderen Staat ansässig ist, und 

c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte oder 
einer festen Einrichtung getragen werden, die der 
Arbeitgeber in dem anderen Staat hat. 

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses 
Artikels können Vergütungen für unselbständige Arbeit, 
die an Bord eines Seeschiffes im internationalen Verkehr 
ausgeübt wird, in dem Vertragstaat besteuert werden, 
in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung 
des Unternehmens befindet. 

Dieser Absatz gilt entsprechend für Vergütungen für 
unselbständige Arbeit, die an Bord eines in der Fischerei, 
im Seehund- oder Walfang eingesetzten Schiffes ausge-
übt wird, und zwar auch für Vergütungen, die in Form 
eines bestimmten Anteils am Ertrag aus diesem Schiffs-
einsatz gezahlt werden. 

(4) Ungeachtet des Absatzes 1 können Vergütungen für 
unselbständige Arbeit, die ausschließlich oder über-
wiegend an Bord eines Luftfahrzeuges ausgeübt wird, 
das von einem Unternehmen eines Vertragstaates be-
trieben wird, nur in dem Vertragstaat besteuert werden, 
in dem der Empfänger ansässig ist. 
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Artikel 16 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und 
ähnliche Zahlungen, die eine in einem Vertragstaat an-
sässige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des 
Aufsichts- oder Verwaltungsrates einer Gesellschaft be-
zieht, die in dem anderen Vertragstaat ansässig ist, 
können in dem anderen Staat besteuert werden. 

Artikel 17 

Ungeachtet der Artikel 14 und 15 können Einkünfte, 
die berufsmäßige Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rund-
funk- oder Fernsehkünstler und Musiker, sowie Sportler 
aus ihrer in dieser Eigenschaft persönlich ausgeübten 
Tätigkeit beziehen, in dem Vertragstaat besteuert wer-
den, in dem sie diese Tätigkeit ausüben. 

Artikel 18 

(1) Vorbehaltlich des Artikels 19 können Vergütun-
gen, die von einem Vertragstaat, einem Land oder einer 
ihrer Gebietskörperschaften unmittelbar oder aus einem 
von diesem Staat, dem Land oder der Gebietskörper-
schaft errichteten Sondervermögen an eine natürliche 
Person für eine unselbständige Arbeit gezahlt werden, 
in diesem Staat besteuert werden. Wird die unselbstän-
dige Arbeit in dem anderen Vertragstaat von einem 
Angehörigen dieses Staates ausgeübt, der nicht die 
Staatsangehörigkeit des erstgenannten Staates besitzt, 
so können die Vergütungen nur in dem anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Auf Vergütungen für unselbständige Arbeit, die 
im Zusammenhang mit einer auf Gewinnerzielung ge-
richteten gewerblichen Tätigkeit eines Vertragstaates, 
eines Landes oder einer ihrer Gebietskörperschaften 
geleistet wird, finden die Artikel 15, 16 und 17 Anwen-
dung. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für Vergütungen, die 
von der Deutschen Bundesbank, der Deutschen Bundes-
bahn und der Deutschen Bundespost sowie der Isländi-
schen Zentralbank und der Isländischen Post- und Tele-
grafenverwaltung gezahlt werden. 

Artikel 19 

(1) Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die einer 
in einem Vertragstaat ansässigen Person für frühere 
unselbständige Arbeit gezahlt werden, können nur in 
diesem Staat besteuert werden. 

(2) Ruhegehälter, Renten und andere wiederkehrende 
oder einmalige Zahlungen, die von einem Vertragstaat, 
einem Land oder einer ihrer Gebietskörperschaften an 
eine natürliche Person als Entschädigung für einen Scha-
den gezahlt werden, der als Folge von Kriegshandlun-
gen oder politischer Verfolgung entstanden ist, können 
nur in diesem Staat besteuert werden. 

Artikel 20 

(1) Vergütungen, die ein Hochschullehrer oder Lehrer, 
der in einem Vertragstaat ansässig ist und sich für höch-
stens zwei Jahre in den anderen Vertragstaat begibt, 
um fortgeschrittene Studien oder Forschung zu be-
treiben oder um an einer Universität, Hochschule, Schule 
oder einer anderen Lehranstalt zu unterrichten, für diese 
Arbeit bezieht, werden in dem anderen Staat nicht be-
steuert. 

(2) Zahlungen, die ein Student oder Lehrling (ein-
schließlich eines „Volontärs" oder eines „Praktikanten"), 
der in einem Vertragstaat ansässig ist oder unmittelbar 
vorher dort ansässig war und der sich in dem anderen 
Vertragstaat ausschließlich zum Studium oder zur Aus- 
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bildung vorübergehend aufhält, für seinen Unterhalt, sein 
Studium oder seine Ausbildung erhält, werden in dem 
anderen Staat nicht besteuert, sofern ihm diese Zahlun-
gen aus Quellen außerhalb des anderen Staates zu-
fließen. 

(3) Ein Student einer Universität oder einer anderen 
höheren Lehranstalt eines Vertragstaates, der insgesamt 
nicht länger als 100 Tage während eines Kalenderjahres 
in dem anderen Vertragstaat eine unselbständige Arbeit 
ausübt, um die für seine Ausbildung erforderlichen 
praktischen Erfahrungen zu sammeln, wird mit den Ver-
gütungen, die er für diese unselbständige Arbeit bezieht, 
in diesem anderen Staat nicht besteuert. 

Artikel 21 

Die in den vorstehenden Artikeln nicht ausdrücklich 
erwähnten Einkünfte einer in einem Vertragstaat an-
sässigen Person können nur in diesem Staat besteuert 
werden. 

Artikel 22 

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6 
Absatz 2 kann in dem Vertragstaat besteuert werden, 
in dem dieses Vermögen liegt. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen 
einer Betriebstätte eines Unternehmens darstellt oder 
das zu einer der Ausübung eines freien Berufes dienenden 
festen Einrichtung gehört, kann in dem Vertragstaat 
besteuert werden, in dem sich die Betriebstätte oder die 
feste Einrichtung befindet. 

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge im internationalen 
Verkehr sowie bewegliches Vermögen, das dem Betrieb 
dieser Schiffe und Luftfahrzeuge dient, können nur in 
dem Vertragstaat besteuert werden, in dem sich der Ort 
der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens be-
findet. 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Ver-
tragstaat ansässigen Person können nur in diesem Staat 
besteuert werden. 

Artikel 23 

(1) Bei einer in der Bundesrepublik Deutschland an-
sässigen Person wird die Steuer wie folgt festgesetzt: 

a) Soweit nicht Buchstabe b anzuwenden ist, werden 
von der Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer 
die Einkünfte aus Quellen innerhalb Islands sowie 
die in Island gelegenen Vermögenswerte ausgenom-
men, die nach diesem Abkommen in Island besteuert 
werden können. Die Bundesrepublik Deutschland be-
hält aber das Recht, die auf diese Weise ausgenom-
menen Einkünfte und Vermögenswerte bei der Fest-
setzung des Steuersatzes zu berücksichtigen. Auf Divi-
denden sind die vorstehenden Bestimmungen nur an-
zuwenden, wenn die Dividenden an eine in der Bun-
desrepublik Deutschland ansässige Gesellschaft von 
einer in Island ansässigen Gesellschaft gezahlt wer-
den, deren Kapital zu mindestens 25 vom Hundert un-
mittelbar der deutschen Gesellschaft gehört. Von der 
Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer werden 
ebenfalls Beteiligungen ausgenommen, deren Dividen-
den, falls solche gezahlt werden, nach dem vorher-
gehenden Satz von der Steuerbemessungsgrundlage 
auszunehmen wären. 

b) Auf die deutsche Steuer vom Einkommen wird unter 
Beachtung der Vorschriften des deutschen Steuer- 
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rechts über die Anrechnung ausländischer Steuern 
die isländische Steuer angerechnet, die in Überein-
stimmung mit diesem Abkommen gezahlt worden ist 
für: 
aa) Dividenden, die nicht unter Buchstabe a fallen, 

bb) Vergütungen im Sinne des Artikels 16. 

Der Anrechnungsbetrag darf jedoch nicht den Teil 
der vor der Anrechnung ermittelten deutschen Steuer 
übersteigen, der auf diese Einkünfte entfällt. 

(2) Bei einer in Island ansässigen Person wird die 
Steuer wie folgt festgesetzt: 

a) Soweit nicht Buchstabe b anzuwenden ist, werden 
von der Bemessungsgrundlage der isländischen Steuer 
die Einkünfte aus Quellen innerhalb der Bundesrepu-
blik Deutschland sowie die in der Bundesrepublik 
Deutschland gelegenen Vermögenswerte ausgenom-
men, die nach diesem Abkommen in der Bundesrepu-
blik Deutschland besteuert werden können. Island be-
hält aber das Recht, die auf diese Weise ausgenom-
menen Einkünfte und Vermögenswerte bei der Fest-
setzung des Steuersatzes zu berücksichtigen. 

b) Auf die isländische Steuer vom Einkommen wird die 
deutsche Steuer angerechnet, die in Übereinstimmung 
mit diesem Abkommen gezahlt worden ist für: 

aa) Dividenden, 
bb) Vergütungen im Sinne des Artikels 16. 

Der Anrechnungsbetrag darf jedoch nicht den Teil der 
vor der Anrechnung ermittelten isländischen Steuer 

übersteigen, der auf diese Einkünfte entfällt. 

Artikel 24 

(1) Die Staatsangehörigen eines Vertragstaates dürfen 
in dem anderen Vertragstaat weder einer Besteuerung 
noch einer damit zusammenhängenden Verpflichtung 
unterworfen werden, die anders oder belastender sind 
als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden 
Verpflichtungen, denen die Staatsangehörigen des ande-
ren Staates unter gleichen Verhältnissen unterworfen 
sind oder unterworfen werden können. 

(2) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unter-
nehmen eines Vertragstaates in dem anderen Vertrag-
staat hat, darf in dem anderen Staat nicht ungünstiger 
sein als die Besteuerung von Unternehmen des anderen 
Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. 

Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als ver-
pflichte sie einen Vertragstaat, den in dem anderen Ver-
tragstaat ansässigen Personen Steuerfreibeträge, -ver-
günstigungen und -ermäßigungen auf Grund des Per-
sonenstandes oder der Familienlasten zu gewähren, die 
er den in seinem Gebiet ansässigen Personen gewährt. 

(3) Die Unternehmen eines Vertragstaates, deren Ka-
pital ganz oder teilweise, unmittelbar oder mittelbar, 
einer in dem anderen Vertragstaat ansässigen Person 
oder mehreren solchen Personen gehört oder ihrer Kon-
trolle unterliegt, dürfen in dem erstgenannten Vertrag-
staat weder einer Besteuerung noch einer damit zusam-
menhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die 
anders oder belastender sind als die Besteuerung und 
die damit zusammenhängenden Verpflichtungen, denen 
andere ähnliche Unternehmen des erstgenannten Staates 
unterworfen sind oder unterworfen werden können. 

Artikel 25 

(1) Ist eine in einem Vertragstaat ansässige Person 
der Auffassung, daß die Maßnahmen eines Vertragstaates 
oder beider Vertragstaaten für sie zu einer Besteuerung 
geführt haben oder führen werden, die diesem Abkom-
men nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der 
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nach innerstaatlichem Recht dieser Staaten vorgesehenen 
Rechtsbehelfe ihren Fall der zuständigen Behörde des 
Vertragstaates unterbreiten, in dem sie ansässig ist. 

(2) Hält diese zuständige Behörde die Einwendung für 
begründet und ist sie selbst nicht in der Lage, eine be-
friedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich be-
mühen, den Fall durch Verständigung mit der zustän-
digen Behörde des anderen Vertragstaates se zu regeln, 
daß eine dem Abkommen nicht entsprechende Besteue-
rung vermieden wird. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten wer-
den sich bemühen, Schwierigkeiten oder Zweifel, die 
bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens 
entstehen, in gegenseitigem Einvernehmen zu beseitigen. 
Sie können auch gemeinsam darüber beraten, wie eine 
Doppelbesteuerung in Fällen, die in dem Abkommen 
nicht behandelt sind, vermieden werden kann. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten kön-
nen zur Herbeiführung einer Einigung im Sinne der 
vorstehenden Absätze unmittelbar miteinander verkeh-
ren. Erscheint ein mündlicher Meinungsaustausch für die 
Herbeiführung der Einigung zweckmäßig, so kann ein 
solcher Meinungsaustausch in einer Kommission durch-
geführt werden, die aus Vertretern der zuständigen Be-
hörden der Vertragstaaten besteht. 

Artikel 26 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten wer-
den die Informationen austauschen, die erforderlich sind 
zur Durchführung dieses Abkommens und des innerstaat-
lichen Rechts der Vertragstaaten betreffend die unter 
das Abkommen fallenden Steuern, soweit die diesem 
Recht entsprechende Besteuerung mit dem Abkommen 
in Einklang steht. Alle so ausgetauschten Informationen 
sind geheimzuhalten und dürfen nur solchen Personen 
oder Behörden, einschließlich Gerichten, zugänglich ge-
macht werden, die mit der Veranlagung, Erhebung oder 
strafrechtlichen Verfolgung bezüglich der unter das Ab-
kommen fallenden Steuern befaßt sind. 

(2) Absatz 1 ist auf keinen Fall so auszulegen, als ver-
pflichte er einen der Vertragstaaten: 

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den 
Gesetzen oder der Verwaltungspraxis dieses oder 
des anderen Vertragstaates abweichen; 

b) Angaben zu übermitteln, die nach den Gesetzen oder 
im üblichen Verwaltungsverfahren dieses oder des 
anderen Vertragstaates nicht beschafft werden kön-
nen; 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Ge-
schäfts-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein 
Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren 
Erteilung der öffentlichen Ordnung widerspräche. 

Artikel 27 

(1) Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen 
Vorrechte, die den diplomatischen und konsularischen 
Beamten nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts 
oder auf Grund besonderer Vereinbarungen zustehen. 

(2) Soweit Einkünfte oder Vermögen im Empfangsstaat 
wegen der den diplomatischen oder konsularischen Be-
amten nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts 
oder aufgrund besonderer zwischenstaatlicher Verträge 
zustehenden steuerlichen Vorrechte nicht besteuert wer-
den, steht das Besteuerungsrecht dem Entsendestaat zu.  
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(3) Bei Anwendung des Abkommens gelten die Ange-
hörigen einer diplomatischen oder konsularischen Ver-
tretung, die ein Vertragstaat im anderen Vertragstaat 
oder in einem dritten Staat unterhält, als im Entsende-
staat ansässig, wenn sie die Staatsangehörigkeit des 
Entsendestaates besitzen und dort zu den Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen wie in diesem Staat an-
sässige Personen herangezogen werden. 

Artikel 28 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung von Island innerhalb von drei 
Monaten nach Inkrafttreten des Abkommens eine gegen-
teilige Erklärung abgibt. 

Artikel 29 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Rati-
fikationsurkunden sollen so bald wie möglich in Rykja-
vik ausgetauscht werden. 

(2) Dieses Abkommen tritt am dreißigsten Tage nach 
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft und ist 
anzuwenden: 

a) in der Bundesrepublik Deutschland: 

auf die Steuern, die für das Kalenderjahr 1968 und 
für die darauffolgenden Kalenderjahre erhoben wer-
den; 

b) in Island: 

auf die Steuern, die für das Steuerjahr 1968 und 
für die darauffolgenden Steuerjahre erhoben werden. 

(3) Die von den beiden Regierungen in den Noten 
vom 8. Oktober 1962 und 18. Juli 1963 getroffene Ver-
einbarung über die Doppelbesteuerung bei Schiff- und 
Luftfahrtunternehmen findet nach Inkrafttreten dieses 
Abkommens keine Anwendung mehr mit Wirkung von 
dem Tage, von dem an dieses Abkommen angewendet 
wird. 

Artikel 30 

Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft, 
jedoch kann jeder der Vertragstaaten bis zum dreißigsten 
Juni eines jeden Kalenderjahres nach Ablauf von fünf 
Jahren, vom Tage des Inkrafttretens an gerechnet, das 
Abkommen gegenüber dem anderen Vertragstaat auf 
diplomatischem Wege schriftlich kündigen; in diesem Fall 
ist das Abkommen nicht mehr anzuwenden; 

a) in der Bundesrepublik Deutschland: 

auf die Steuern, die für die Kalenderjahre erhoben 
werden, die auf das Kalenderjahr folgen, in dem die 
Kündigung ausgesprochen wird; 

b) in Island: 

auf die Steuern, die für die Steuerjahre erhoben wer-
den, die auf das Steuerjahr folgen, in dem die Kündi-
gung ausgesprochen wird. 

ZU URKUND DESSEN haben die hierzu von ihren 
Regierungen gehörig befugten Unterzeichneten dieses 
Abkommen unterschrieben. 
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GESCHEHEN zu Bonn am 18. März 1971 in zwei Ur-
schriften, jede in deutscher und isländischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland: 

Paul Frank 
Dr. Emde 

Für die Republik Island: 
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Protokoll 

Anläßlich der Unterzeichnung des heute geschlossenen 
Abkommens zwischen der Republik Island und der 
Bundesrepublik Deutschland zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkom-
men und vom Vermögen haben die unterzeichneten Be-
vollmächtigten das nachstehende Protokoll unterschrie-
ben, das Bestandteil des Abkommens ist: 

Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe a gilt nur für Dividenden, 
die von einer Gesellschaft gezahlt werden, deren Ein

-

künfte ausschließlich oder fast ausschließlich stammen: 

a) aus einer der folgenden innerhalb Islands ausgeübten 
Tätigkeiten: aus der Herstellung oder dem Verkauf 
von Gütern oder Waren, aus Vermietung oder Ver-
pachtung, aus technischer Beratung oder technischer 
Dienstleistung oder aus Bank- oder Versicherungs-
geschäften, oder 

b) aus Dividenden, die von einer oder mehreren in Is-
land ansässigen Gesellschaften gezahlt werden, die 
ihre Einkünfte wiederum ausschließlich oder fast aus-
schließlich aus einer der folgenden innerhalb Islands 
ausgeübten Tätigkeiten beziehen: aus der Herstellung 
oder dem Verkauf von Gütern oder Waren, aus Ver-
mietung oder Verpachtung, aus technischer Beratung 
oder technischer Dienstleistung oder aus Bank- oder 
Versicherungsgeschäften. 

Sind diese Voraussetzungen nicht erfüllt, so gilt Arti-
kel 23 Absatz 1 Buchstabe b. 

Für die Bundesrepublik Deutschland: 

Für die Republik Island: 

'Arni Tryggvason 
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Denkschrift 

Das am 18. März 1971 in Bonn unterzeichnete Ab-
kommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und 
Vermögen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Island ist außenpolitisch auf dem 
Hintergrund der europäischen Partnerschaft, der ge-
meinsamen Zugehörigkeit zur NATO und zur OECD 
sowie der traditionell guten Beziehungen der Bun-
desrepublik zu den skandinavischen Staaten zu 
sehen. Wirtschaftspolitisch findet das Abkommen 
seinen Grund darin, daß die Bundesrepublik unter 
den Handelspartnern Islands einen bedeutenden 
Platz einnimmt. Das Abkommen soll die Wirt-
schaftsbeziehungen zwischen beiden Staaten auf eine 
sichere steuerliche Grundlage stellen und darüber 
hinaus die wirtschaftliche Zusammenarbeit weiter 
fördern. 

In den wesentlichen Zügen seines Inhalts und Auf-
baus entspricht das Abkommen dem von der OECD 
empfohlenen Musterabkommen (vgl. Bundesanzei-
ger 76/1964). Die einleitenden Bestimmungen der 
Artikel 1 bis 5 stecken den Geltungsbereich des 
Vertragswerks ab und enthalten die für die An-
wendung des Abkommens wichtigsten Definitionen. 
Die Artikel 6 bis 22 legen den Rahmen fest, inner-
halb dessen der Quellen- bzw. Belegenheitsstaat 
Einkünfte und Vermögenswerte besteuern darf. Ar-
tikel 23 bestimmt, wie der Wohnsitzstaat bei den 
dem Quellen- bzw. Belegenheitsstaat zur Besteue-
rung überlassenen Einkünften und Vermögenswerten 
die Doppelbesteuerung vermeidet. Die abschließen-
den Artikel 24 bis 30 regeln den Schutz vor 
Diskriminierungen, die zur Durchführung des Ab-
kommens notwendige Zusammenarbeit der Vertrag-
staaten, das Inkrafttreten und Außerkrafttreten des 
Abkommens und andere Fragen. Dem Abkommen 
ist ein Protokoll beigegeben. 

Zu den einzelnen Abkommensregelungen ist folgen-
des zu bemerken: 

Zu Artikel 1 

Dieser Artikel bestimmt den Personenkreis, für den 
das Abkommen gilt. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel grenzt die Steuern ab, die unter das 
Abkommen fallen. 

Zu Artikel 3 

Absatz 1 definiert einige im Abkommen verwendete 
Begriffe; Absatz 2 enthält die übliche Auslegungs-
regel, die auf das innerstaatliche Recht als subsidiäre 
Auslegungsquelle verweist. 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel definiert in Übereinstimmung mit dem 
OECD-Musterabkommen den Begriff der in einem 
Vertragstaat ansässigen Person, der für den sub-
jektiven Geltungsbereich des Abkommens und die 
Abgrenzung der Besteuerungsrechte maßgebend ist. 

Grundsätzlich bestimmt sich die Ansässigkeit nach 
den Merkmalen des innerstaatlichen Rechts der 
Vertragstaaten (Absatz 1). 

Sind Personen danach in beiden Staaten ansässig, so 
wird nach bestimmten Kriterien nur einer der Staa-
ten für die Abkommensanwendung als Wohnsitz-
staat behandelt (Absätze 2 und 3). 

Absatz 4 trägt einer Besonderheit des isländischen 
Steuerrechts Rechnung. Eine Personengesellschaft 
wird daher im Sinne des Abkommens als „Person" 
angesehen; sie gilt als in dem Staat ansässig, in dem 
sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung 
befindet. Die Artikel 5 bis 22 sind jedoch nur an-
wendbar auf Einkünfte und Vermögensteile, die in 
dem Staat der Geschäftsleitung auch tatsächlich der 
Besteuerung unterliegen. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel definiert in Übereinstimmung mit 
dem Musterabkommen der OECD den Begriff der 
Betriebstätte, der die Grundlage für die Besteuerung 
der gewerblichen Einkünfte bildet (vgl. Artikel 7). 

Zu Artikel 6 

Dieser Artikel bestimmt entsprechend dem OECD

-

Musterabkommen, daß Einkünfte aus unbeweg-
lichem Vermögen in dem Staat besteuert werden 
können, in dem dieses Vermögen liegt. 

Zu Artikel 7 

Dieser Artikel regelt in Übereinstimmung mit dem 
OECD-Musterabkommen die Besteuerung der Ge-
winne aus Gewerbebetrieb. Nach Absatz 1 darf ein 
Staat die gewerblichen Einkünfte von Unternehmen 
des anderen Staates, entsprechend einem internatio-
nal allgemein anerkannten Prinzip, nur insoweit be-
steuern, als der Gewinn durch eine in seinem 
Gebiet gelegene Betriebstätte erzielt wird. Die Ab-
sätze 2 bis 6 enthalten Bestimmungen über die 
Ermittlung und Zurechnung der Betriebstätten

-

gewinne. Absatz 7 regelt das Verhältnis der Betrieb-
stättenbesteuerung zu den Abkommensbestimmun-
gen für andere Einkünfte. 

Zu Artikel 8 

Dieser Artikel bestimmt entsprechend dem OECD-
Musterabkommen, daß Gewinne aus dem Betrieb 
von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationa-
len Verkehr, abweichend vom Betriebstättenprinzip, 
nur im Staat der tatsächlichen Geschäftsleitung des 
Unternehmens besteuert werden dürfen. 

Zu Artikel 9 

Dieser Artikel stellt in Übereinstimmung mit dem 
OECD-Musterabkommen klar, daß das Abkommen 
der Korrektur von Gewinnverlagerungen zwischen 
verbundenen Personen nicht entgegensteht. 

Zu Artikel 10 

Dieser Artikel regelt im wesentlichen in Überein-
stimmung mit dem OECD-Musterabkommen die Be-
steuerung der Dividenden. 
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Nach Absatz 1 können Dividenden in dem Staat 
besteuert werden, in dem der Empfänger ansässig 
ist. 

Nach Absatz 2 wird die Steuer des Quellenstaates 
auf 15 v. H. bzw., wenn die Dividenden einer wesent-
lich beteiligten Kapitalgesellschaft (Mindestbeteili-
gung 25 v. H.) zufließen, auf 5 v. H. des Brutto-
betrages der Dividenden begrenzt. 

Empfängt eine isländische Muttergesellschaft auf 
Grund einer wesentlichen Beteiligung Dividenden 
von einer deutschen Kapitalgesellschaft, so bleibt 
gemäß Absatz 3 die deutsche Kapitalertragsteuer 
zum vollen Satz von 25,75 v. H. (einschl. der Ergän-
zungsabgabe) aufrecht erhalten. Damit wird, ent-
sprechend der Entschließung des Deutschen Bundes-
tages zum Steueränderungsgesetz 1958 (Bundes-
tagsdrucksache 448 S. 2, 3. Wahlperiode), berück-
sichtigt, daß der ausgeschüttete Gewinn bei der 
deutschen Tochtergesellschaft nur der ermäßigten 
Körperschaftsteuer zum Satz von 15 v. H. unter-
legen hat und die isländische Muttergesellschaft die 
deutsche Nachsteuer von 36 v. H. nicht zu entrichten 
braucht, die eine deutsche Muttergesellschaft im 
gleichen Falle zu tragen hätte. 

Empfängt eine deutsche Muttergesellschaft auf Grund 
einer wesentlichen Beteiligung Dividenden von einer 
isländischen Gesellschaft, so bleibt nach Absatz 4 
die isländische Quellensteuer bis zu einem Höchst-
satz von 36 v. H. des Bruttobetrages der Dividenden 
bestehen. Damit wird einer Besonderheit des islän-
dischen Steuerrechts Rechnung getragen, das die 
steuerliche Doppelbelastung bei Dividenden in der 
Weise vermeidet, daß die ausschüttende Gesellschaft 
ihre Ausschüttungen bis zur Höhe von 10 v. H. 
ihres Stammkapitals von ihrem steuerpflichtigen 
Gewinn absetzt. Sofern die Ausschüttungen diesen 
Höchstsatz überschreiten, unterliegen sie der vollen 
Steuer. Insoweit ist auch die Sonderregelung dieses 
wähnt werden, dem Wohnsitzstaat zu. 

Die Absätze 5 bis 7 enthalten ergänzende Bestim-
mungen, die dem OECD-Muster nachgebildet sind. 

Zu Artikel 11 

Dieser Artikel behandelt die Besteuerung von Zin-
sen. Nach Absatz 1 können Zinsen nur in dem 
Staat besteuert werden, in dem der Empfänger 
ansässig ist. Absatz 2 bestimmt den Begriff der 
Zinsen. Die Absätze 3 und 4 ergänzen die Regelung 
entsprechend dem Musterabkommen der OECD. 

Zu Artikel 12 

Dieser Artikel regelt entsprechend dem OECD-
Musterabkommen die Besteuerung von Lizenzgebüh-
ren. Nach Absatz 1 können Lizenzgebühren nur in 
dem Staat besteuert werden, in dem der Empfänger 
ansässig ist. Absatz 2 bestimmt den Begriff der 
Lizenzgebühren. Die Absätze 3 bis 5 enthalten er-
gänzende Bestimmungen. 

Zu Artikel 13 

Der dem OECD-Musterabkommen entsprechende Ar-
tikel behält die Besteuerung von Veräußerungs-
gewinnen grundsätzlich dem Wohnsitzstaat vor (Ab-

satz 3). Der Belegenheits-(Quellen-)staat darf jedoch 
Gewinne aus der Veräußerung von unbeweglichem 
Vermögen und von beweglichem Betriebstätten

-

vermögen sowie von beweglichem Vermögen einer 
der Ausübung eines freien Berufes dienenden festen 
Einrichtung besteuern (Absätze 1 und 2). Entspre-
chend der Regelung für die laufenden Einkünfte 
dürfen Gewinne aus der Veräußerung von See-
schiffen und Luftfahrzeugen im internationalen Ver-
kehr sowie des beweglichen Vermögens, das dem 
Betrieb dieser Schiffe und Luftfahrzeuge dient, nur in 
dem Staat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung befindet (Absatz 2 
Satz 2). 

Zu Artikel 14 

Dieser Artikel ordnet, der Empfehlung der OECD 
folgend, die Besteuerung der Einkünfte aus selb-
ständiger Arbeit — ähnlich dem Betriebstättenprin-
zip bei gewerblichen Einkünften — dem Staat der 
Arbeitsausübung zu, wenn der Steuerpflichtige dort 
für seine Tätigkeit regelmäßig über eine feste 
Einrichtung verfügt. 

Zu Artikel 15 

Dieser Artikel befaßt sich, dem OECD-Musterabkom-
men folgend, mit der Besteuerung der Einkünfte aus 
nichtselbständiger Tätigkeit. Absatz 1 stellt den 
Grundsatz auf, daß Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit nur im Staat der Arbeitsausübung besteuert 
werden dürfen. Dieser Grundsatz ist in Absatz 2 zu-
gunsten nur vorübergehend im Ausland eingesetzter 
Arbeitnehmer (z. B. Monteure) eingeschränkt. Nach 
den Absätzen 2 und 3 können abweichend von der 
Regelung des OECD-Musterabkommens Vergütun-
gen für unselbständige Tätigkeit, die an Bord von 
Schiffen und Luftfahrzeugen ausgeübt wird, in dem 
Staat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens be-
findet. 

Zu Artikel 16 

Nach diesem Artikel können Aufsichtsrats- und Ver-
waltungsratsvergütungen entsprechend dem OECD

-

Musterabkommen in dem Staat besteuert werden, 
in dem die zahlende Gesellschaft ansässig ist. 

Zu Artikel 17 

Nach diesem Artikel dürfen Künstler und Sportler 
entsprechend der OECD-Empfehlung stets in dem 
Staat besteuert werden, in dem sie ihre Tätigkeit 
ausüben. 

Zu Artikel 18 

Dieser Artikel regelt in grundsätzlicher Überein-
stimmung mit dem OECD-Musterabkommen die Be-
steuerung von Arbeitsentgelten, die aus öffentlichen 
Kassen gezahlt werden. Absatz 1 legt den Grundsatz 
fest, daß diese nur im Kassenstaat besteuert werden, 
und zwar auch, wenn die nichtselbständige Arbeit im 
anderen Vertragstaat ausgeübt wird. Staatsange-
hörige des anderen Staates, die in diesem Staat tätig 
sind (Absatz 1 Satz 2), sowie Arbeitnehmer in 
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gewerblichen Betrieben der öffentlichen Hand (Ab-
satz 2) sind ausgenommen. Absatz 3 enthält ergän-
zende Bestimmungen. 

Zu Artikel 19 

Dieser Artikel weist entsprechend dem OECD-
Musterabkommen das Besteuerungsrecht für Ruhe-
gehälter und ähnliche Vergütungen dem Wohnsitz-
staat zu (Absatz 1). Für Ruhegehälter, Renten und 
sonstige Vergütungen, die als Entschädigungsleistun-
gen für Kriegsfolgen oder politische Verfolgung ge-
zahlt werden, steht das Besteuerungsrecht jedoch 
nur dem Kassenstaat zu (Absatz 2). 

Zu Artikel 20 

Die Bestimmungen dieses Artikels sollen den Aus-
tausch von Lehrkräften und in Aus- oder Fortbildung 
stehenden Personen fördern. Zu diesem Zweck sind 
nach Absatz 1 die Vergütungen von Gastlehrkräften 
im Gaststaat steuerfrei, sofern der Aufenthalt zwei 
Jahre nicht übersteigt. Für Studenten oder Lehrlinge 
wird im Gaststaat Steuerfreiheit für aus dem Heimat-
staat empfangene Zahlungen gewährt (Absatz 2). 
Steuerfrei sind nach Absatz 3 auch die an Studenten 
gezahlten Arbeitslöhne, wenn die Arbeitsausübung 
der Gewinnung praktischer Berufserfahrung dient 
und in einem Kalenderjahr nicht länger als 100 Tage 
dauert. 

Zu Artikel 21 

Dieser Artikel weist entsprechend dem OECD-
Musterabkommen das Besteuerungsrecht für Ein-
künfte, die im Abkommen nicht ausdrücklich er-
wähnt werden, dem Wohnsitzstaat zu. 

Zu Artikel 22 

Dieser Artikel regelt in Übereinstimmung mit dem 
OECD-Musterabkommen die Besteuerung des Ver-
mögens. Grundsätzlich steht dem Wohnsitzstaat das 
Besteuerungsrecht zu (Absatz 4). Unbewegliches Ver-
mögen und das bewegliche Vermögen, das zu einer 
Betriebstätte oder einer der Ausübung eines freien 
Berufes dienenden festen Einrichtung gehört, darf 
aber nach den Absätzen 1 und 2 — entsprechend der 
Regelung für die betreffenden Einkünfte — im Be-
legenheitsstaat besteuert werden. Seeschiffe und 
Luftfahrzeuge im internationalen Verkehr sowie das 
ihrem Betrieb dienende bewegliche Vermögen, dür-
fen nur in dem Staat besteuert werden, in dem sich 
der Ort der tatsächlichen Leitung des Unternehmens 
befindet (Absatz 3). 

Zu Artikel 23 

Dieser Artikel regelt, wie der Wohnsitzstaat des 
Steuerpflichtigen die Doppelbesteuerung bei Ein-
künften und Vermögenswerten vermeidet, die nach 
dem Abkommen im Quellen- bzw. Belegenheitsstaat 
besteuert werden können. 

Absatz i 

Bei in der Bundesrepublik ansässigen Personen 
werden die isländischen Einkünfte und Vermögens-
werte entsprechend der ständigen deutschen Ver-

tragspraxis grundsätzlich von der deutschen Steuer 
freigestellt (Freistellungsmethode). Die freigestellten 
Einkünfte und Vermögenswerte werden aber bei 
der Festsetzung des Steuersatzes für das übrige, der 
deutschen Besteuerung weiterhin unterworfene Ein-
kommen und Vermögen berücksichtigt (Progressions-
vorbehalt). Die Freistellung erstreckt sich auch 
auf wesentliche Beteiligungen (Mindestbeteiligung 
25 v. H.) deutscher Kapitalgesellschaften an islän-
dischen Gesellschaften sowie die daraus fließenden 
Dividenden (internationales Schachtelprivileg). Das 
zum Abkommen gehörende Protokoll stellt sicher, 
daß das internationale Schachtelprivileg nur für Be-
teiligungen an produktiv tätigen isländischen Ge-
sellschaften gewährt wird. Bei dem unter Buch-
stabe b genannten Einkünften wird die Doppel-
besteuerung durch Anrechnung der isländischen 
Steuer auf die Einkommen- oder Körperschaftsteuer 
vermieden (Anrechnungsmethode). 

Absatz 2 

Bei in Island ansässigen Personen wird die Doppel-
besteuerung entsprechend den Regelungen in Ab-
satz 1 teils durch Freistellung von der isländischen 
Steuer, teils durch Anrechnung der deutschen Steuer 
vermieden. 

Zu Artikel 24 

Dieser Artikel soll steuerliche Diskriminierungen 
verhindern. Er folgt im wesentlichen dem OECD

-

Musterabkommen. 

Zu Artikel 25 und 26 

Diese Artikel regeln die Zusammenarbeit zwischen 
der deutschen und der isländischen Steuerverwal-
tung bei der Durchführung des Abkommens. Arti-
kel 25 sieht vor, daß sich die zuständigen Behörden 
über die Vermeidung der Doppelbesteuerung in 
Einzelfällen verständigen und Auslegungs- oder An-
wendungsschwierigkeiten in gegenseitigem Einver-
nehmen beseitigen. Artikel 26 regelt den Austausch 
von Informationen, die zur Durchführung des Ab-
kommens erforderlich sind. 

Zu Artikel 27 

Dieser Artikel regelt das Verhältnis des Abkom-
mens zu den besonderen diplomatischen und konsu-
larischen Vorrechten. 

Zu Artikel 28 

Dieser Artikel enthält die Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 29 

Dieser Artikel regelt die Ratifikation und das In-
krafttreten des Abkommens. Das Abkommen soll 
erstmalig für das Jahr 1968 angewendet werden. 

Zu Artikel 30 

Dieser Artikel enthält Bestimmungen über eine evtl. 
Kündigung und das Außerkrafttreten des Ab-
kommens. 


